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ALS IM JANUAR 1991 ALLIIERTE TRUPPEN gegen Baghdad vorrückten, wurde der 
Marsch auf die «Stadt des Friedens», wie die irakische Hauptstadt auch genannt 
wird, aufgehalten. Dies geschah auf die eindringliche Bitte der Politiker in Sau­

di-Arabien und in der Türkei. Die Zerstörung der staatlichen Strukturen des Landes an 
Euphrat und Tigris hätte unübersehbare Folgen für das Sicherheitssystem in der gesam­
ten Region des Mittleren Ostens gehabt. Ein überzeugendes Szenario für einen Irak 
nach Saddam Hussein war nicht entwickelt worden. Fragt man heute amerikanische 
Politiker nach ihren Vorstellungen für einen zukünftigen Irak, hört man wieder hur 
Worthülsen, die Politiker weltweit verwenden, wenn sie nichts zu sagen haben. Eine 
amerikanische Militärverwaltung soll nur für kurze Zeit die Geschicke des Landes 
lenken. Die USA wollen den Irak so schnell wie möglich wieder verlassen, heißt es. Der 
«Irakische Nationalkongreß», eine Dachorganisation irakischer Exilpolitiker, stellt kei­
ne ernst zu nehmende politische Kraft dar i Sie besteht aus ca. siebzig Einzelorganisatio­
nen, die sich in der Vergangenheit teilweise gewaltsam bekämpft haben. Zwischen ihnen 
ist das Mißtrauen immer noch sehr groß. Viele der Exilpolitiker haben das Land schon 
vor Jahrzehnten verlassen. Ihr Bild vom Irak stimmt längst nicht mehr mit den politi­
schen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Realitäten des Landes überein. 

Irak: Parteien und religiöse Gruppierungen 
Allerdings ist der «Nationalkongreß» ein getreues Abbild der Probleme, denen sich ein 
politischer Neuanfang im Irak gegenübersieht. Die verschiedenen Einzelorganisationen 
repräsentieren die unterschiedlichen ethnischen, religiösen und ideologischen Strömun­
gen, die den Irak seit seiner Entstehung aus den drei osmanischen Provinzen Baghdad, 
Basra und Mosul gekennzeichnet haben. Diese Strömungen sind aber auch nicht scharf 
voneinander getrennt. Da gibt es kurdische nationalistische wie radikal-islamische 
Gruppen, liberale arabische Nationalisten oder kommunistische Schiiten wie solche, die 
von den Vorstellungen der Islamischen Revolution im Iran beeinflußt sind. Für die 
Situation symptomatisch ist die Tatsache, daß die Minderheit der assyrischen Christen 
des Irak im «Nationalkongreß» mit zwei rivalisierenden Gruppen vertreten ist. All die­
sen verschiedenen Gruppen gemeinsam ist lediglich der Wunsch, die Herrschaft des 
Diktators Saddam Hussein zu einem Ende zu bringen. Dies ist verständlich, aber kein 
zukunftsweisendes politisches Programm. 
Von größerer politischer Bedeutung als die Exil-Iraker sind die religiösen und politi­
schen Kräfte, die im Land bleiben konnten und teilweise eine Katakomben-Existenz 
führen mußten. Dabei werden zukünftig die muslimischen Organisationen Einfluß Ha­
ben, die Vorstellungen von einem politischen Islam propagieren. Hier ist an erster Stel­
le die sogenannte «Da'wa-Partei» zu nennen. Diese schiitische Organisation ist um 1960 
entstanden. Die Motivation der aus dem schiitischen Klerus stammenden Gründungs­
mitglieder war es vor allem, der schiitischen Jugend eine geistige Alternative zum Kom­
munismus anzubieten, der in dieser Zeit im Irak eine große Anhängerschaft auch unter 
der schiitischen Bevölkerung hatte. Die «Da'wa-Partei» entstand jedoch in einem gei­
stigen Umfeld, das jeder politischen Aktion grundsätzlich distanziert gegenüberstand. 
Die führenden schiitischen Theologen der fünfziger Jahre im Irak propagierten einen 
konsequenten Quietismus, weil sie grundsätzlich jede politische Handlung als illegitim 
ansahen. 
Der wichtigste Ideologe dieser neuen Organisation war Sayyid Muhammad Baqir 
al-Sadr. Er stammte aus einer der bedeutenden irakischen Gelehrtenfamilien und war 
einer der originellsten Denker des schiitischen Islams der zweiten Hälfte des 20. Jahr­
hunderts. Von ihm stammen vielbeachtete Bücher zur islamischen politischen Theorie 
wie auch zu wirtschaftstheoretischen Konzepten aus der Sicht des schiitischen Islams. 
Seine Herkunft und seine umfassenden theologischen Kenntnisse brachten der Partei 
die abwartend neutrale Haltung der führenden schiitischen Gelehrten, vor allem aber 
das wachsende Interesse junger schiitischer Theologiestudenten. Bemerkenswert ist 
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auch, daß sich die Partei auch an junge Frauen wandte. Es war die • 
Schwester von al-Sadr, Bint al-Huda, die sich dieser gesellschaft­
lichen Gruppe erfolgreich annahm. Wie andere schiitische Re­
former sah auch al-Sadr und die «Da'wa-Partei» die Notwendig­
keit, die Erziehung der Schiiten im Lande zu verbessern und 
sie mit modernen wissenschaftlichen Disziplinen vertraut zu ma­
chen. Dies geschah vor allem durch die Publikation von Zeit­
schriften und Büchern, die eine beträchtliche Verbreitung fan­
den. Andererseits ging es der «Da'wa-Partei» aber auch um die 
politische Beeinflussung der Bevölkerung. Vor allem bei den 
großen schiitischen Trauer- und Festritualen, an denen Tausende 
von Gläubigen teilnahmen, agitierten ihre Mitglieder gegen die 
verschiedenen irakischen Regierungen und die von ihnen vertre­
tenen ideologischen Positionen. Diese Politik der Konfrontation 
verschärfte sich nach der Übernahme der Regierung durch die 
Baath-Partei. Dies führte zu einer konsequenten Verfolgung und 
Bekämpfung der «Da'wa-Partei» durch die irakischen Sicher­
heitskräfte, der zahlreiche Mitgüeder zum Opfer fielen. Die 
Gruppe radikalisierte sich nach dem Sieg der «Islamischen 
Revolution» im Iran und übernahm das Konzept der «Herrschaft 
der Rechtsgelehrten» (Velayet-e faqih) des Ayatollah Khomeini. 
Während des iranisch-irakischen Krieges (1980-1988) nahmen 
die Verfolgungen der Partei durch das irakische Regime noch 
weiter zu. Al-Sadr und seine Schwester wurden nach langen 
Folterungen hingerichtet. Parteimitglieder organisierten einige 
Bombenattentate, die das Regime allerdings nicht gefährden 
konnten. Die Reste der Partei wurden nach Teheran ins Exil ge­
zwungen, haben inzwischen aber auch ein Zentrum in London. 
Die Abhängigkeit von der iranischen Revolutionsregierung hat 
die Stellung der «Da'wa-Partei» unter den arabischen Schiiten im 
Irak geschwächt. Ihre Leidensgeschichte und die «Märtyrerge­
stalten» von Muhammad Bakir al-Sadr und Bint a-Huda könnten 
aber der Ausgangspunkt für eine neue politische Bewegung un­
ter den irakischen Schiiten bilden. 
Die Vertreter des politischen Islams unter den irakischen Sunni­
ten können zwar im Vergleich zur «Da'wa-Partei» auf eine etwas 
längere Geschichte im Irak zurückblicken, sind hier aber erst seit 
den fünfziger Jahren aktiv und haben nie die politische Bedeu­
tung gehabt, wie die vergleichbaren Organisationen in Ägypten 
oder Jordanien. Hier ist vor allem die Gruppe der «Muslimbrü­
der» (Ikhwân al-Muslimîn) zu nennen. Die Gruppe der. «Mus­
limbrüder» war vor dem 2. Weltkrieg in Ägypten gegründet wor­
den. Ihre Ideologie ist gekennzeichnet von der Überzeugung, 
daß der Islam Lösungen für alle nur denkbaren Probleme der 
Welt bereithält. Sie ist in mancher Hinsicht eine sehr moderne 
Organisation, der die Verbesserung der Erziehung der Bevölke­
rung am Herzen liegt. Sie betreibt Schulen und verschiedene ka­
ritative Einrichtungen in verschiedenen arabischen Staaten. Ihre 
Bemühungen, konkreten politischen. Einfluß zu gewinnen, sind 
in der Regel gescheitert. Die einzelnen nationalen Gruppen der 
«Muslimbrüder» operieren heute teilweise illegal oder werden 
von den Behörden lediglich geduldet. Ihr Einfluß unter den sun­
nitischen Muslimen im Irak war nie besonders groß. Bedeutende 
Persönlichkeiten sind nicht bekannt geworden. Die Gruppe war 
immer von den entsprechenden Vorbildern in Ägypten, Syrien 
und Jordanien abhängig. 
Gegenüber dem Regime der Baath-Partei haben «Muslimbrü­
der» sich weitgehend zurückgezogen. Sie sind aber heute sicher­
lich in der Lage, rasch eine Organisationsstruktur aufzubauen, 
die das Machtvakuum im Land mit ausfüllen kann. Dabei wird 
eine besondere Rolle die Tatsache spielen, daß sie über enge 
Beziehungen nach Saudi-Arabien und zu den großen internatio­
nalen Muslim-Organisationen verfügen. Ihr deutlicher Nachteil 
ist, daß sie sich stets grundsätzlich und in aller Schärfe gegen 
die schiitische Form des Islams gewandt haben, mithin von der 
Mehrheit der irakischen Bevölkerung, eben den Schiiten, skep­
tisch betrachtet werden. 
Im Norden des Irak, in der von einer kurdischen Mehrheit be­
wohnten «Flugverbotszone» gibt es auch kurdische Gruppen, die 
einen politischen Islam propagieren. Ideologisch sind sie eng mit 

den «Muslimbrüdern» verbunden, verbinden deren Ideologie 
aber mit einem starken kurdischen Nationalismus. Zu nennen ist 
vor allem die «Kurdisch-islamische Assoziation». 
All diese ideologischen Gruppen, die man im weitesten einem 
radikalen Islam zuordnen kann, sehen sich allerdings der Tat­
sache gegenüber, daß die Baath-Partei seit 1968 die irakische 
Bevölkerung mit einer säkularen Ideologie indoktriniert hat, die 
tief in deren Vorstellungswelt eingedrungen ist. Dies wurde z.B. 
dadurch deutlich, daß die Versuche von Saddam Hussein, «die 
religiöse Karte zu spielen», indem er sich einen Stammbaum zu­
legte, der ihn als Nachfolger des Propheten Muhammad und der 
großen schiitischen Heiligen zeigte oder indem er den Verkauf 
von Alkohol untersagte, von vielen Irakern abgelehnt wurde. 
Auch unter Mitgliedern der Baath-Partei wurde dieses Vorgehen 
kritisiert. 
Erfolgreicher dürften die religiösen Organisationen sein, die sich 
traditionell einer seelsorgerischen Verantwortung für ihre An­
hänger verpflichtet fühlen. Dies, gilt vor allem für den schiitischen 
Bereich. Zu nennen ist hier vor allem die al-Kho'i-Stiftung,.eine 
in London beheimatete Organisation, die von dem 1992 verstor­
benen Groß-Ayatollah al-Kho'i gegründet worden war. Diese 
Organisation finanziert Schulen und karitative Einrichtungen in­
nerhalb und außerhalb des Irak. Sie informiert die Anhänger von 
Imam al-Kho'i im Irak aber auch über politische Entwicklungen, 
spricht ihnen Mut zu und unterstützt sie auf vielfältige Weise. Die 
Stiftung, die einen vorsichtigen und zurückhaltenden politischen 
Kurs verfolgt, verfügt im Irak über effektive organisatorische 
Strukturen, die es ihr ermöglichen werden, zumindest ihre An­
hänger zusammenzuführen und für diese zu sprechen. 

Fragiles Gleichgewicht 

Man muß davon ausgehen, daß die irakische Bevölkerung nach 
dem politischen Zusammenbruch Trost in der Hinwendung zur 
Religion suchen wird. Insofern muß den religiös-ideologischen 
Organisationen die besondere Aufmerksamkeit gelten. Dies be­
deutet aber nicht, daß säkulare Tendenzen völlig obsolet gewor­
den sind. Bis 1970 spielte die Kommunistische Partei des Irak 
eine erhebliche Rolle. Sie wurde durch das Baath-Regime kon­
sequent und vollständig vernichtet. Reste existieren noch in Da­
maskus und in London. Es ist nicht zu erwarten, daß sie irgend­
wie erneut Bedeutung erlangen wird. Anders ist es dagegen mit 
der Baath-Partei. Die Prägung der irakischen Bevölkerung durch 
diese Ideologie ist beträchtlich. Der Terror und die Korruption 
und Bereicherung mancher führender Mitglieder der Partei ist 
durchaus zur Kenntnis genommen worden. Aber die unbezwei-
felbare Modernisierung des Landes, die Entstehung eines Mittel­
standes, Kampagnen gegen das Analphabetentum, die Verbesse­
rung der Stellung der Frau und vieles mehr wird der Partei 
ebenfalls zugeschrieben. Der gesellschaftliche Niedergang der 
vergangenen dreizehn Jahre wird von der Bevölkerung nicht der 
Baath-Partei angelastet, sondern dem UN-Embargo und den 
USA in die Schuhe geschoben. Arabisch-nationalistische Vor­
stellungen finden also weiterhin zahlreiche Anhänger. 
In den nördlichen Flugverbotszonen haben sich die beiden 
großen kurdischen Parteien der «KurdischTDemokratischen Par­
tei» und und der «Patriotischen Union Kurdistans» inzwischen 
fest etablieren können. Beide sind traditionelle Parteien eines 
kurdischen Nationalismus, die den gegenwärtigen Status quo 
nicht verändern wollen. Beiden Parteien ist angesichts ihres tür­
kischen Nachbarn bewußt, daß sie ihre autonome Rolle nur in 
einem unabhängigen irakischen Staat spielen können. Zwischen 
all diesen unterschiedlichen politischen Strömungen einen Aus­
gleich zu finden, wird nur dann möglich sein, wenn alle Gruppen 
zukünftig an politischen EntScheidungsprozessen beteiligt wer­
den. Dies ist möglicherweise durch eine Aufteilung des Landes in 
drei relativ autonome Provinzen möglich. Der Süden des Landes 
hätte eine arabisch-schiitische Mehrheit, der Norden eine kurdi­
sche. Die Mitte des Landes mit der Hauptstadt Baghdad würde 
von einer arabisch-sunnitischen Mehrheit dominiert. Damit hät-
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te keine der großen ethnischen oder religiösen Gruppen im 
Lande den Eindruck, zu kurz zu kommen. Alle drei Regionen 
würden über eine ausreichende wirtschaftliche Kapazität ver­

fügen, die den Wiederaufbau ermöglichen könnte, da sich überall 
Öl­ und Gasvorkommen befinden. Insgesamt bliebe der Irak 
aber in seinen staatlichen Grenzen erhalten. Dies wäre auch von 
Bedeutung für die Nachbarstaaten, die wie der Irak weitgehend 
auf künstliche Grenzziehungen zurückgehen. Das fragile System 
der Staaten des Mittleren Ostens bliebe erhalten. 

Peter Heine, Berlin 
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Ein Erzbischof gegen alle Feigheit 
Beobachtungen während einer Reise nach Zimbabwe 

Der Erzbischof ist eine eindrucksvolle Gestalt. Innerhalb eines 
kirchlich geprägten Milieus fällt er sofort auf ­ durch Beschei­

denheit, Zugänglichkeit, Distanz zu allem Pompösen und Ab­

wesenheit von aller Etikette. Und noch stärker durch eine 
unprätentiöse Direktheit der Äußerungen, die alles ausweichend 
Diplomatische, auch das gleichnishaft Kirchendiplomatische ver­

meidet. Auch die Ausflucht in die «verharmlosende Sprache der 
Enzykliken» (Albert Camus). Nein, dieser Erzbischof weiß nicht 
und wird nie wissen, was «stille Diplomatie» ist und sein kann. 
Das wird immer seine Schwäche sein. Denn in manchen Lagen 
und Momenten kann es nur um «stille Diplomatie» gehen. Doch 
Erzbischof Pius Alick Ncube von Bulawayo (Zimbabwe) kann 
nicht stille Diplomatie betreiben. Er ist ein Mann der nicht an­

ders kann. Der. Titel eines Erzbischofs paßt nach unseren Vor­

stellungen nicht zu ihm: Während wir mit ihm zusammensitzen, 
können wir es uns schwer vorstellen, daß hier jemand vor uns 
sitzt, dem wir in der Regel mit Ehrfurcht, in manchen Ländern 
mit dem Kniefall und dem Ringkuß begegnen. Bei diesem jungen 
Erzbischof (geboren am 31.12.1946 in Gwanda im Matabeleland) 
geht dem Besucher jeder Gedanke an Ehrfurcht und protokolla­

rische Korrektheit verloren. 
Man ist mit ihm besorgt, er bezieht den vor ihm sitzenden Be­

sucher in seine Sorge um Nahrung ein. Er kommt an diesem 
Morgen von der Fixierung auf die Nahrung nicht los. «Food, they 
need food . . . ! » ­ Ich will den Erzbischof immer auf andere The­

men lenken: Was kann die Regierung tun, welche Resolutionen 
müssen verabschiedet und welche neuen Mandate gefunden wer­

den? Es scheint mir, er war wieder in seinem Erzbistum unter­

wegs und hat die Menschen auf den zu kleinen Parzellen hun­

gern, die Märkte leer gesehen und hat gesehen, daß der staatliche 
Monopolbetrieb das «Grain Marketing Board» der Regierung in 
Harare nichts mehr an Milli­Mais, dem Hauptnahrungsmittel 
der Zimbabwer in seinen Lagerhäusern hat. Das bedeutet, die 
nächsten Monate sind seine Mitbürger auf die Hilfe auswärtiger 
humanitärer Organisationen angewiesen, denen, wie Erzbischof 
Pius Alick Ncube weiß, das Leben schwer gemacht wird. Er woll­

te diesen helfen, indem er unermüdlich Lizenzen für die Einfuhr 
von Nahrungsmitteln aus Südafrika ausstellte, bis die Regierung 
dahinter kam, daß er das auch für Organisationen machte, die im 
Lande nicht oder noch nicht registriert sind. 

Er gehört zu den ganz wenigen Menschen der Welt, die ohne Bei­

spiel sind, weil sie keine Angst haben. Die «stille Diplomatie» ist 
manchmal vernünftig, aber sie ist immer gefährlich. Diejenigen, 
die sie durchführen, müssen sich selbst prüfen, ob sie nur deshalb 
«stille Diplomaten» sind, weil sie um sich selbst Angst haben. 
Erzbischof Pius Alick Ncube, man freut sich im Haus des 
Bischofs, wenn man seinen Nachnamen in der Sprache der 
Ndebele richtig ausspricht, ohne das «c» zu sprechen, ist seit dem 
25. Januar 1998 Erzbischof von Bulawayo. Das Land, das ihm als 
Erzbischof anvertraut ist, hatte in der jüngsten Geschichte 
Furchtbares durchzumachen. 

Für einen gewaltfreien Wechsel 

Ich sitze am Samstag, den 11. Februar 2003 bei ihm vor dem über­

ladenen Schreibtisch in der Lobengula Street, die jetzt in Bula­

wayo «the Ninth Street» genannt wird. Es hat so heftig geregnet, 
daß wir pudelnaß in den kleinen «Palast» des Bischofs hinein­

kommen. Aber zwischendurch gilt es einem Menschen ein gutes 
Wort zu sagen. Eine alte Frau, die in dem Dorf aufgewachsen ist, 
in dem auch die Mutter des Erzbischofs lebt, will etwas zu essen/ 
haben. Die Frau wird hereingelassen, bekommt etwas, strahlt. 
Der Erzbischof bringt seinen Zeitplan immer durcheinander, 
weil er keinen Menschen auslassen kann und schon gar nieman­

den abweisen kann. Wer zur Pforte kommt und klopft, der hat 
ihm etwas zu sagen. Und er muß jeden hören. Also warten wir 
über eine Stunde, ungeduldige Mitteleuropäer, die wir sind ... 
Erzbischof Pius Alick Ncube ist die Hoffnung derer, die Brot 
brauchen, weil sie Hunger haben, derer, die Saatgut haben wol­

len, damit sie für ihre vielen Kinder eine Ernte einfahren können, 
derer, die verfolgt werden, weil sie in der Bewegung für demo­

kratischen Wandel («Movement for Démocratie Change») mit­

arbeiten, vom Geheimdienst abgehört und kritisiert werden, und 
derer, die um ihres Einsatzes für Wahrheit und Gerechtigkeit ins 
Gefängnis geworfen werden. Nur wer für die unterdrückten «un­

derdogs», für die Ndebeles, für die Kirchenleute, für die Frauen 
beim Valentines Day, für die, die nicht Mitglied der Regierungs­

partei Zanu­PF sind, schreit, darf gregorianisch singen ... In 
Abwandlung des Satzes von Dietrich Bonhoeffer hätte ich die 
Absicht, den Bischof etwas im Sinne des deutschen protestan­
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tischen Pastors und Theologen zu fragen. Es kam mir zu euro-
zentristisch vor, wieder mit unseren Beispielen aufzuwarten. Der 
Erzbischof lebt in seinem kleinen Haus und will nicht wahr­
nehmen, daß er auch gefährdet ist. Zodwa Sibanda, die Frau des 
Abgeordneten und Vizepräsidenten der MDC, hat von ihm ge­
lernt, auf die Unverschämtheiten der Regierung auf afrikanische 
Art zu reagieren: sie lautstark zu verlachen. Nun kann sie sich das 
erlauben, sie'ist prominent. Das letzte Mal hörten wir sie, als sie 
mit dem mobilen Telefon anrief. Wo sie sei, fragten wir. Da rief 
sie laut aus ihrem Handy: Im Gefängnis. Sie sei schon wieder ver­
haftet worden. Und lachte. Selig, die selbst im Elend fröhlich 
sind, weil sie ihre Umgebung und ihre Mitmenschen aufheitern 
und ihnen Mut machen. 
Erżbischof Pius Alick Ncube schont sich nicht. Er ist unendlich 
müde, als er vor uns sitzt, er kann, wie man zu recht sagt, kaum 
aus den Augen gucken. Denn alle zerren an ihm, jeder Reporter 
und jeder Vertreter einer humanitären Organisation, jeder Poli­
tiker und einigermaßen berühmte Cricketspieler aus der Natio­
nalequipe von Zimbabwe ­ alle wollen ihn sprechen. Die Jour­
nalisten, die als Touristen in das Land kommen, die Vertreter 
humanitärer Organisationen, wie die Vertreter der Deutschen 
Welthungerhilfe, von MSF, von Help, alle wollen einen Termin 
beim Erzbischof haben. Alle bekommen einen, versteht sich! 
Am 25. Februar 2003 sitzt die halbe Bevölkerung der großen 
Ndebelestadt Bulawayo, man könnte sie die «heimliche Haupt­
stadt» Zimbabwes nennen, im Stadion, um das Cricketländer­
spiel Zimbabwe gegen Australien im Weltmeisterschafts­Cup zu 
sehen. Eine patriotische Pflicht, die auch der Erzbischof wahr­
nimmt. Während des Spiels enthüllt er ein Riesenplakat, das über 
den Zuschauermassen in der Westkurve weht, unbesiegbar, 
strahlend, und die Menschen klatschen. «For Justice» und «No 
Violence» flattern da im Wind. Denn diese Regierung möchte 
die Hilfe nicht denen geben, die sie am nötigsten brauchen, son: 
dem ihren Parteianhängern, so sagt uns Erzbischof Pius Alick 
Ncube. Die Nahrungsmittel des Welternährungsprogrammes 
und der ausländischen Organisationen sollen nur den Kombat­
tanten der Staatspartei Zanu­PF zugute kommen. 

Eine gespaltene Kirche 

Die katholische Kirche von Zimbabwe ist gespalten, wie das in 
einer Gemeinschaft von Menschen, Christen, Priestern und 
Bischöfen nicht anders denkbar ist. Drei Bischöfe sind für Muga­
be, sechs gegen ihn.1 Sie sind gegen den schleichenden Prozeß der 
Ausbeutung und Unterdrückung der Bevölkerung, gegen die 
Aushöhlung des Rechtsstaates, gegen die Aufgabe des Monopols 
der Waffen. Erzbischof Pius Alick Ncube schreit nach Europa, 
von dort möchte er mehr Unterstützung bekommen: demonstra­
tive Hilfe durch Besuche, materielle durch mehr Nahrungsmittel, 
diplomatische durch mehr Druck. Das alles sagt er uns, er gibt 
mir am Ende seine Karte, er schreibt mir die mobile Telefon­
nummer auf. Alle Menschen, die überhaupt ein Telefon ihr eigen 
nennen, sprechen über das Handy. Ruft man jemanden über das 
Festnetz an und hat es politische Bedeutung, und was hat in einer 
Diktatur keine politische Bedeutung, dann erschreckt der An­
rufende die Angerufenen für ihn hörbar, denn es gibt eine lange 
Pause am anderen Ende der Leitung, dann sagt der Angerufene 
vielleicht etwas Komischester redet verschleiert. Alle Festnetz­
nummern von politisch Verdächtigen werden abgehört. Und wer 
ist in einer Diktatur unbescholten? 
Der CIO und das Presidential Office, die beiden Arme des Ge­
heimdienstes, sind im ganzen Land präsent. Und wer ist verdäch­
tig? Da gibt es mehrere Schichten von Verdächtigen: alle 
Weißen, dann alle, die nicht der Monopol­Partei Zanu­PF an­
hängen. Dazu natürlich alle Anhänger der MDC, dann wohl alle 
Ndebele. Verdächtig sind auch alle, die Kontakt zu Ausländern 
haben. 
1 Vgl. die Berichte in: Tablet vom 8. Marz, 15. und 29. Marz 2003; Sara Rieh 
Dormán, «Rocking the Boat?» Church NGOs and Democratization in 
Zimbabwe, in: African Affairs 101 (2002) S. 75­92. 

Am 27. Februar 2003 hält Erzbischof Pius Alick Ncube in seiner 
Bischofskathedrale St. Mary den Friedensgottesdienst zusam­
men mit Bürgern Zimbabwes, die im Gefängnis saßen und ge­
foltert wurden. Erzbischof Pius Alick Ncube wird begleitet von 
seinem Mitbruder, dem anglikanischen Bischof Rubin Philipp, 
der aus Kwa Zulu Natal gekommen ist, um ihn in seinem Kampf 
gegen Folter und Unrecht, Hunger und Elend zu bestärken. Erz­
bischof Pius Alick Ncube, der natürlich weiß, daß dieser Gottes­
dienst durch Geheimdienstleute des CIO beobachtet wird, sagt 
zu Beginn mit seiner jugendlich schlaksigen, fast unbekümmer­
ten Art: «Dieser Gottesdienst ist vital, denn die Kirche ist der 
letzte offene Raum für die Demokratie. Die Menschen und Bür­
ger werden von der Regierung gequält. Aber die haben das 
Recht, hier Zeugnis abzulegen über das, was ihnen geschehen 
ist.» Das wärmt allen das Herz, die das erleben in dieser Kathe­
drale. Der Erzbischof steht gerade, nicht gramgebeugt am Altar, 
kein Zweifel und keine Ängstlichkeit auf seinem Gesicht und in 
seiner Körpersprache. Auch Bischof Rubin Philipp ist von der 
Atmosphäre bewegt. Gott hat sich nicht entschlossen, aus den 
Händeln der Welt auszusteigen, sondern er hat seinen Sohn 
genau in diese Welt hineingeschickt, damit sie durch ihn erlöst 
werde. Er sei gekommen, um den Brüdern und Schwestern in 
Zimbabwe bei ihrem Kampf gegen die Menschenrechtsverlet­
zungen und bei ihrem Kampf gegen das Regime beiseite zu ste­
hen. Er betont wie dankbar er sei, daß einige öffentlich sagen 
wollen, was ihnen passiert sei. Und daß dieser Kampf nur ein 
friedlicher sein kann. 
Dann kommt es zu einem sehr bewegenden Moment: Sharpi 
Eppe steht auf und gibt im Namen der Überlebenden von Folter 
und Gewalt ein Statement ab. Es seien einige Mitglieder vom 
CIO in der Kirche. Wörtlich: «Wir haben Euch wahrgenommen 
und wir wissen, wer ihr seid. Wenn Ihr hier in der Kirche seid, um 
zu beten, dann seid ihr willkommen. Ansonsten würden wir euch 
bitten, die Kirche zu verlassen!» Niemand verläßt den Kirchen­
raum. Die Kirchenmitglieder zünden Kerzen an.und stellen sie 
auf den Altar. Sie gedenken derer, die Opfer der Folter und der 
Gewalt geworden sind. Hölzerne Kreuze mit ihren Namen wer­
den am Altar aufgestellt, um ihr Gedächtnis zu ehren. Dann 
kommen die einzelnen Überlebenden und beginnen ihre Zeug­
nisse abzugeben. Es sind Menschen von Harare, von Bulawayo, 
von Midlands, vom Matabeleland, vom Maniealand, also aus 
allen Ecken des Landes. Eine ist Deborah Moyo. Sie übergibt ihr 
Baby einem Mann, der es auf den Arm nimmt und nach hinten in 
die Kirche bringt. Deborah Moyo steigt die Stufen zum Altar 
hoch. In dem flackernden Kerzenschein wird sie ganz dünn. Sie 
steht ganz nahe beim Erzbischof, der für sie zu übersetzen be­
ginnt. Erst spricht sie ganz leise, doch dann rennt sie los zur Kir­
chentür. Sie wäre fast vor Ohnmacht und Schmerz hingefallen, 
man hält sie auf und führt sie aus der Kirche heraus. 
Ein anderer ist Job Sikhala, Mitglied des MDC für den Wahlkreis 
St. Mary. Er wurde von der Geheimpolizei unter dem Verdacht 
festgenommen, er hätte einen Aufstand gegen Präsident Robert 
Mugabe vorbereitet. Nach einigen Tagen, in denen er sich wei­
gerte, das zu gestehen, wurde er an einen unbekannten Platz 
gebracht und auf die Füße und in die Lenden geschlagen. Sie leg­
ten Stromkabel an seine Gliedmaße und gaben ihm Stromstöße. 
«Dann legten sie noch die Kabel an die Geschlechtsteile und 
legten die Elektroden zusätzlich zwischen die Füße und unter die 
Zunge, dann fiel ich in eine Art Koma. Ein Folterer war ganz 
offenbar besoffen, er urinierte auf mich.» Job Sikhala wurde 
dann später nach Harare zurückgebracht und entlassen. 
Nach dem Gottesdienst warten Busse, die die Teilnehmer in 
mehrere Ortschaften bringen sollen. Man ist darum besorgt, daß 
alle, die hier ausgesagt haben, auch frei wieder zurückkehren 
dürfen. Nach dem Ende des Gottesdienstes brechen der Ge­
heimdienst und die Sicherheitspolizei in das Haus von Erzbischof 
Ncube ein. Sie erklären ihm, dieser Abendgottesdienst sei nicht 
mehr Religion gewesen, es sei Politik, was er mit diesem Gottes­
dienst gemacht habe. Der Geheimdienst warnt den Bischof da­
vor, dies noch einmal zu wiederholen. Wörtlich: Dieser Gottes­
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dienst sei zu politisch, um noch als religiöser Dienst anerkannt zu 
werden. 
Dies ist die Realität der Menschen in Zimbabwe, das Land, das 
verspätet sich die Unabhängigkeit in einem heroischen Kampf 
erkämpfen mußte. Das Lancaster-House-Abkommen von 1979 
sicherte Zimbabwe die Freiheit und die Unabhängigkeit. 1980 
kam die Unabhängigkeit. Die ganze Welt atmete auf, weil der 
linke, von Chinas Mao Tse Tung, von Karl Marx und Lenin be­
einflußte Führer der Befreiungsbewegung Robert Mugabe sich 
politisch vernünftig für sein Land einsetzte: Damals waren wir 
alle voll des Lobes über diesen Mugabe, der Zimbabwe zu einem 
Erfolgsjuwel innerhalb der Wüste anderer Länder entfaltete. 
Doch die große deutsch-jüdische Journalistin Ruth Weiß, in 
Fürth geboren, unter den Nazis nach Rhodesien, dem späteren 
Zimbabwe geflohen, die viel für den Befreiungskampf und für 
Robert Mugabe getan hatte, war abgrundtief enttäuscht, einmal 
weil sich Robert Mugabe von seinem Volk entfernte, und zum 
anderen, weil er einen Bürgerkrieg gegen die Ndebele mit der 
mörderischen, von Nordkorea ausgerüsteten und trainierten 
fünften Brigade führte. 

Vom Brotkorb zur Armenstube 

Zimbabwe galt als der «Brotkorb Afrikas» («breadbasket of Af­
rica»). Noch während der äthiopischen Hungerkatastrophe von 
1985 bis 1988 haben wir in Addis Abeba mit den UNO-Agentu-
ren darum gekämpft, daß sie die Nahrungsmittel nicht nur aus 
den Überschußbergen in Europa und den USA besorgten, son­
dern auch Weizen und, Mais in Zimbabwe zugunsten der dortigen 
Landwirtschaft einkauften. Dürre hatte es für die Landwirtschaft 
nicht gegeben, denn-auf den großen Farmen der weißen Farmer 
gab es Bewässerung. Die Landwirtschaft machte 37% der Ex­
porte des Landes Zimbabwe aus, so daß man das Land nach sei­
ner Entlassung in die Unabhängigkeit wegen seiner weiterhin gut 
funktionierenden Landwirtschaft und des beginnenden Rechts­
staates zu den großen Erfolgsländern des Kontinents rechnete. 
Auch sonst war die Wirtschaft von einer staunenerregenden 
Stabilität und Güte. Der US-Dollar war noch vor fünf Jahren auf 
einem soliden Umtauschkurs mit 8 Zimbabwe-Dollar. Heute 
liegt er offiziell bei 55 Zim-Dollar. Dieser soll in diesen Wochen 
auf 800 Zim-Dollar angehoben werden, aber der reale Um­
tauschkurs liegt schon bei 1400 bis 1500 Zim-Dollar für einen 
US-Dollar. ' 
In der Verfassung, die der Führer der größten Befreiungsbe­
wegung, Robert Mugabe, zusammen mit seinem Rivalen und 
Mit-Kämpfer Joshua Nkomo von der Zapu aus dem Matabele-
land mit dem ehemaligen Kolonialland England im Londoner 
Lancaster House aushandelte, war ausdrücklich bestimmt, daß 
Eigentum geschützt sein mußte. Entschädigungslose Enteignung 
war durch die Verfassung verboten, Enteignung zum allgemei­
nen Wohl oder zur Besiedlung unzureichend genutzten Landes 
blieb jedoch prinzipiell möglich. Der Autor einer der besten 
Studien über das neue Zimbabwe, Christoph Reichert, schrieb 
1984:2 «Vorstellungen einer radikalen Landreform durch ein­
fache Wiederinbesitznahme weißen Landes ist durch die Ver­
fassung ein klarer Riegel vorgeschoben.» Aber von Anbeginn 
an gab es die Versuchung, das Land als Vergeltung für so viel 
.Diskriminierung und Verachtung gegenüber den Schwarzen am 
Rande der Legalität und gegen die Verfassung einfach zu konfis­
zieren. Der damalige Minister für Justiz, Gesetzgebung und Par­
lamentarische Angelegenheiten, Dr. E. Zvobgo, sagte 1980 das, 
was jüngst Robert Mugabe auch wieder sagte: «Wir haben vor, 
Land zu enteignen und niemandem einen Pfennig zu bezahlen!» 
22 Jahre später sagte es Robert Mugabe in härterem Ton. 
Das Modell- und Erfolgsland konsolidierte sich in den achtziger 
Jahren. Wir hatten allerdings einen Krieg, der sich als klassischer 
Bürgerkrieg in Zimbabwe entfaltete, nicht wahrgenommen: Der 

2 Christoph Reichert, Das neue Zimbabwe. Gesellschaft im Übergang. In­
formationsstelle Südliches Afrika, Bonn 1984, S. 244f. 

Ich bin heute Abend zu Ihnen gekommen, um Sie um Ihr 
Gebet für einen Weg aus der ernsten Lage in Zimbabwe zu 
bitten und um an Sie zu appellieren, sich mit allen Mitteln für 
eine friedliche Lösung der Krise meines Landes einzusetzen. 
Wir sehen uns in Zimbabwe einer hoffnungslosen Lage ge­
genüber, und die Regierung belügt die Weltöffentlichkeit 
über, diesen Sachverhalt. Unsere Regierung setzt weiterhin 
Lügen, Propaganda und Verdrehung von Tatsachen durch 
Behauptung von Halbwahrheiten, durch plumpe Täuschun­
gen und grobe Falschinformationen in die Welt, weil ihre Mit­
glieder eine faschistische Mentalität haben. 
Mein Verständnis von Jesus Christus und seiner Kirche sind 
der Grund für meine Überzeugung, daß Jesus Christus ein 
Prophet und ein Hirte ist. Als Prophet ist er ein Lehrer aller 
Völker und ein Bote des Wortes Gottes. Er bekämpft Sünde, 
Täuschung und Ungerechtigkeit. Wir sind herausgefordert, 
das Gleiche zu tun. Als Hirte und Priester setzte Jesus sein 
Leben für andere ein. Für ihn stand Gott im Zentrum. Die 
Kirche ist verpflichtet, die gleiche Haltung einzunehmen. Als 
Hirte verteidigte Jesus die Armen, die Marginalisierten und 
die Minderheiten. Er forderte die Mitglieder seiner Kirche 
auf, Sünde und Unterdrückung zu bekämpfen. (...) 
Die Bevölkerung Zimbabwes ist demoralisiert. Mit Klein­
kriminalität und mit Prostitution versuchen viele, sich den 
Lebensunterhalt zu erwerben. Es gibt immer mehr Straßen-

» kinder, mittelos gewordene Menschen, Obdachlose und Bett­
ler. Der Hunger nimmt zu, und ich befürchte, daß wegen man­
gelnder Bestellung der Äcker im kommenden Jahr Tausende 
sterben werden. Nach meiner Kenntnis sind bis jetzt schon 
ca. 160 Menschen im Matabeleland verhungert. Dies ist die 
schlimmste Hungerdrohung seit dem Beginn der Kolonial­
herrschaft im Jahre 1890. Selbst Menschen, die noch Lebens­
mittel bezahlen könnten, können sich keine Nahrung kaufen, 
weil sie ihnen nicht angeboten wird. Die Beschränkungen von 
Speiseöl, Zucker, Milch, vor allem von Brot und Milli-Mais 
wirken sich auf die Lebenssituation der meisten Bewohner 
Zimbabwes einschneidend aus. (...) 
Kommunale Leistungen wie Abfallbeseitigung und Trinkwas­
serversorgung sind zusammengebrochen, weil wegen fehlen­
der Devisen die notwendigen technischen Investitionen nicht 
gemacht werden können. Der Graben zwischen Reich und 
Arm wird größer und die Reichen werden immer materiali­
stischer und sind immer mehr auf ihren Vorteil bedacht. 
Mitglieder der Regierung und Parteianhänger von Präsident 
Mugabe sind geschickte Lügner, denn sie geben der Trocken­
heit die Schuld am Hunger, während jederman weiß, daß die 
Besetzung der Farmen und ein fehlerhaftes Management der 
Grund für den Mangel an Nahrungsmitteln sind. Während 
es genügend Geldmittel für Waffen, Flugzeuge und den 
Fuhrpark der Regierung gibt, hungert die Bevölkerung. Die 
Regierung hat keine Vorsorge für ausreichende Lebensmit­
telimporte getroffen, obwohl der Minister für Landreform 
und Landwirtschaft letztes Jahr gewarnt worden war, daß in 
diesem Jahr die Ernte in beträchtlichem Maße geringer sein 
würde. (...) 
Was ich heute berichtet habe,'beschreibt nur die Spitze des 
Eisberges. Schlimmere Dinge geschehen, werden aber nicht 
berichtet oder bleiben unentdeckt. Wir bitten Sie um Ihr 
Gebet. Wir bitten Sie, sich so gut wie möglich dafür einzuset­
zen, daß Präsident Mugabe und seine Anhänger ihre Politik 
ändern. Aufgrund der politischen Taktik der Regierung sind 
die Kirchen gespalten. Die Regierung wendet erfolgreich die 
Maxime «Divide et impera» an und kauft sich durch Beste­
chung ihre loyalen Gesinnungsgenossen. 

Pius Alick Ncube, Bulawayo 

Auszüge aus einem Vortrag, den Erzbischof Pius Alick Ncube am 
7. November 2002 in Durban (Republik Südafrika) im Rahmen 
der «Archbishop Denis Hurley Lecture» gehalten hat. (N.K.) 
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